
„Die Befreiung der Arbeiterklasse muss die Tat der Arbeiter selbst sein.“ – Karl Marx 

Wie eine Schlichtung die Streikdynamik kaputt macht 
 

Seit Monaten beteiligten sich Hunderttausende Beschäftigte in ganz Deutschland an Warnstreiks des 
Öffentlichen Dienstes von Bund und Kommunen. Über 2,5 Millionen Beschäftigte sind vom 
Tarifvertrag TVÖD betroffen. In der Nacht zum 23. April wurde dann eine Einigung verkündet, die im 
Wesentlichen dem Ergebnis eines Schlichtungsverfahrens entspricht, mit dem ab dem 6. April die 
Streiks ausgebremst wurden. 
 

Gerade bei den Beschäftigten der Berliner Kliniken ist 

eine deutliche Ernüchterung spürbar. Noch vor der 

letzten Verhandlungsrunde gab es in Berlin ein Treffen 

mit 180 Streikdelegierten, 80% von ihnen lehnten das 

Schlichtungsergebnis ab. Im Vorfeld hatte die Berliner 

Krankenhausbewegung, sich ihrer Stärke bewusst, 

eine Lohnerhöhung von 19 % und mindestens 500 Euro 

gefordert.  

Nach dem Ausbleiben eines Angebotes in der ersten 

Verhandlungsrunde verpassten die Chefs den 

Beschäftigten dann eine schallende Ohrfeige. Geboten 

wurden: eine Lohnerhöhung von 5 % in zwei Schritten 

garniert mit 2 Einmalzahlungen von insgesamt 2.500 

Euro. Dies bei einer Laufzeit des Vertrages von 27 

Monaten. Die Warnstreiks wurden intensiviert, es blieb 

aber bei einzelnen Streiktagen, die insbesondere im 

Krankenhaus anstrengend und schwer zu organisieren 

sind. Leider fanden die Streiks in den Bundesländern 

oft an unterschiedlichen Tagen statt. Laut ver.di 

beteiligten sich 500.000 Kolleg:innen und es traten ca. 

70.000 neue Mitglieder in ver.di ein. Zum Beginn der 

dritten Verhandlungsrunde gelang dann, durch den 

gemeinsamen Streik mit der Eisenbahngewerkschaft 

EVG, ein deutliches Zeichen. ÖPNV und Fernverkehr 

wurden komplett lahmgelegt. Politik und 

Arbeitgeberverband VKA schäumten vor Wut und 

zogen die Karte der Schlichtung. 

Jahrzehntealte Schlichtungsvereinbarung 

Dabei beriefen sie sich auf eine Vereinbarung mit der 

Gewerkschaft, die erstmals als Reaktion auf den 

erfolgreichen Streik im Öffentlichen Dienst 1974 

abgeschlossen und immer wieder erneuert wurde. Die 

mit der Schlichtung einhergehende Friedenspflicht 

brach die Dynamik der an Fahrt gewinnenden Streiks. 

Die Gespräche fanden dann in der Einsamkeit in 

Mecklenburg-Vorpommern statt. Es drangen keine 

Informationen nach außen. Die wichtige Rückkopplung 

der Gewerkschaftsvertreter:innen mit der Basis wurde 

bewusst unterbunden. Das Schlichtungsergebnis 

wurde dann am als Verhandlungsergebnis fast 1:1 

übernommen. Die Laufzeit beträgt zwei Jahre. Die erste 

tabellenwirksame Lohnerhöhung von 200 Euro plus 

5,5% soll erst im März 2024 kommen. Laut ver.di 

entspricht dies durchschnittlich 11,5 % mehr. Macht 

also eine Erhöhung von im Durchschnitt 5,75% pro 

Jahr. Bis 2024 gibt es steuerfreie Einmalzahlungen als 

„Inflationsausgleich“. Auf die haben sich die 

Gewerkschaftsführungen mit Unternehmensverbänden 

und Regierung in ihrer sog. „konzertierten Aktion“ 

verständigt und stehen seitdem in vielen 

Tarifabschlüssen. Dabei wird suggeriert, dass in 

diesem Jahr die Einmalzahlungen die gestiegenen 

Preise ausgleichen und im nächsten Jahr dann die 

tabellenwirksame Lohnerhöhung. Aber im nächsten 

Jahr müsste dann schon die Inflation von 2 Jahren 

ausgeglichen werden, damit die Reallöhne am Ende 

nicht gesunken sind! Die offizielle Inflationsrate 2022 

war 7,9 %, für 2023 sind 6 % prognostiziert und 

niemand weiß, wie es weitergeht.  

Mit großer Mehrheit stimmte die 

Bundestarifkommission für die Annahme dieses 

Angebotes. Es folgt nun am 15.05.2023 eine 

unverbindliche Abstimmung unter den ver.di- 

Mitgliedern. Bei vielen von ihnen ist die Wut groß. Wer 

entscheidet am Ende, ob ein Ergebnis gut oder schlecht 

ist. In Berlin gab es während der Streikbewegung immer 

wieder größere Versammlungen Streikender, die 

gemeinsam über die Streikstrategie diskutiert haben. 

Am Ende sind es doch sie selbst, die entscheiden 

sollten, wie ein Streik geführt und ob ein Ergebnis am 

Ende angenommen werden sollte. Ein Streik lebt von 

der Demokratie der Streikenden und wenn am 15.05.23 

mit „Nein“ gestimmt wird, dann hat das seine guten 

Gründe.  

Nachtrag  

Die Verhandler:innen der EVG lehnten das 

Schlichtungsergebnis im Öffentlichen Dienst, welches 

ihnen von der Deutschen Bahn als Angebot unterbreitet 

wurde, als unzureichend ab. Die EVG-Kolleg:innen 

blieben auch bei der jüngsten Verhandlung stark und 

bestehen  auf ihrer Forderung von mindestens 650 Euro 

Lohnerhöhung bei besonderer Berücksichtigung der 

unteren Lohngruppen.  
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Von Kolleg:innen für Kolleg:innen... 
 

Wenn Dir das Flugblatt gefällt, gib es doch an Kolleginnen und Kollegen weiter… 

     Wir sind erreichbar unter   -  flugblatt_charite@gmx.net  -   www.sozialismus.click        
V.i.S.d.P.: Florian Sund, Schmarjestr. 17 14169 Berlin 

 

Arbeitgeber:innenmarke 
Dit is ne Kampagne der Charité, um u. a. mehr Personal 
anzulocken. Dafür gab es ne schicke Power Point mit 
wenig Inhalt und ne Stabsstelle mit Expert:innen, die gut 
bezahlt werden. Am Ende fehlt aber wieder die Essenz: 
solange wir streiken müssen, kann die Marke Charité 
nich so dolle sein.  

Sell out – Ausverkauf 
Die Charité ist halt ein echter Leuchtturm und hat mit 
dem vorglühenden Licht der neuen Arbeitgeber:innen 
Marke gleich fette Beute eingefahren. Der Herr Sell hat 
bei der Springer-Holding Reißausgenommen und leitet 

nun die nächste neue und natürlich unentbehrliche 
Geschäftsstelle an der Charité: Die für 
Personalratsangelegenheiten und Tarifstrategie. 
Nebenbei leitet er auch noch den Bereich 
Personalbetreuung. Vom Döpfner zur Charité, da fallen 

doch bestimmt noch ein paar fette Headlines für die 
Arbeitgeber:innen Marke ab. 

Schlichtung – Am Ar… 
Naja, ganz soweit weg fanden die 

Schlichtungsgespräche nicht statt, aber die 
Kommissionen von Bund/VKA und ver.di/dbb trafen sich  
in der Pampa Mecklenburgs. Dieser Ort dürfte kein Zufall 
gewesen sein, denn die ganze Schlichtungsvereinbarung 
zielt genau darauf ab, die Dynamik eines Arbeitskampfes 
zu unterbrechen, Druck auf die Streikenden zu erhöhen 
und die Verhandler:innen von den Streikenden zu 
trennen. Darum dieser Ort, darum das Gebot, keine 
Informationen nach außen gelangen zu lassen. Und so 
klagten einige Kommissionsmitglieder von ver.di auch 

verständlicherweise, sich total verunsichert gefühlt  und 
die Rücksprache mit den aktiven Kolleg:innen vermisst 
zu haben. Damit wir und keine Tarifkommission wieder in 
eine solche Situation geraten: Schlichtungsvereinbarung 
kündigen. 

Vergifteter Erfolg 
Den Kolleg:innen von den Vivantes- Töchtern wurde 
endlich die Zahlung des Inflationsausgleichs von 
insgesamt 3000 Euro zugesagt. Ein guter Erfolg für die 
Kolleg:innen, aber von den Chefs nicht ohne 
Hintergedanken eingebracht. Über den ärgern sich jetzt 
vielleicht schon Senat und Geschäftsführung von 
Vivantes. Denn einen Tag nach ihrer Zusage, einigten 

sich ver.di und Chefs auf ein Tarifergebnis. Damit hätte 
man nicht mehr versuchen müssen, die stark an den 
Warnstreiks beteiligten Kolleg:innen der Töchter aus der 
Streikfront herauszubrechen? Wie wir darauf kommen? 
Nun die Kolleg:innen der CFM waren in der 
Friedenspflicht, fordern aber ebenso lautstark wie die 
Kolleg:innen bei Vivantes seit Monaten den 
Inflationsausgleich, doch ihnen wird dieser weiter 
vorenthalten.   

„Ohne Streik wird sich nix ändern“ 

So stand es auf einem Plakat der EVG-
Eisenbahner:innen bei ihrem Warnstreik am 21.4. - und 
mit dieser Haltung sind sie nicht allein. In Griechenland 

hat ein katastrophales Zugunglück mit 57 Todesopfern 
eine Streikbewegung unter dem Slogan „Unsre Toten – 
eure Profite“ ausgelöst. In Frankreich spielten die 
Eisenbahner:innen eine führende Rolle in der Bewegung 
gegen die Rentenkürzungen der Macron-Regierung. 
Auch in Italien, Belgien und Skandinavien sind 
Eisenbahner:innen im Streik. In Norwegen findet aktuell 
der größte Lohnkampf seit 23 Jahren statt. In Schweden 
streiken die Lokführer:innen der Pendlerzüge von 
Stockholm seit Montag spontan dagegen, dass sie 
künftig ohne Schaffner:innen allein unterwegs sein 
sollen. Überall in Europa haben nicht nur die 
Bahner:innen den Kanal voll davon, dass die 
Unternehmen die höchsten Gewinne ihrer Geschichte 
einstreichen – und wir als Beschäftigte das dritte Jahr in 
Folge durch Reallohnverluste allein die Zeche zahlen 
sollen. 

„Erste Regel im Club - 
wir sprechen nicht über den Club“. Zumindest fühlte sich 
die Charité-Obrigkeit jetzt veranlasst – aufgrund welcher 
aktuellen Ereignisse auch immer – darauf zu verweisen, 

dass Intranet Meldungen Geschäftsgeheimnisse seien 
und nicht öffentlich gemacht werden dürfen. Uups – und 
wenn doch? Gehts dann ab nach Guantanamo? 

Geht doch 
Ver.di hat nach drei Wochen Streik am Uniklinikum 
Gießen und Marburg (UKGM) Eckpunkte für einen 
Tarifvertrag Entlastung durchgesetzt. Es ist die 
bundesweit 25. Vereinbarung zur Entlastung des 
Personals und die erste an einem kommerziell 
betriebenen Krankenhaus. 

„Nurses not amused“  
Och Menno – da glaubte doch die Regierung Ihrer 
Majestät, sie hätte die größten Streiks seit 75 Jahren im 
britischen Gesundheitswesen NHS endlich ruhiggestellt – 

aber ach, die Pfleger:innen können auch noch rechnen 
und haben keinen Bock darauf, weitere Lohnverluste 
hinzunehmen. Also  informierten sie die Regierung 
darüber, dass Charly zwar die Krönung bekommt, aber 
das Angebot der Regierung sei eher der Gipfel – 
ungenügend, setzen. Damit klar wird, dass sie es ernst 
meinen, wurde der nächste 48-Stunden-Streik gleich mal 
ab dem 30.4. angesetzt. Weitere Streiks könnten bis 
Weihnachten diesen Jahres folgen. Hmm, die britische 

Regierung dachte mit ihren Angebot die Kolleg:innen 
besänftigen zu können … Vielleicht sollten wir dies am 
15. Mai berücksichtigen. 

Alle raus zum ersten Mai! 
Überall in der Welt leidet die Bevölkerung unter den 

Folgen des Kapitalismus – sei es wegen prekärer Jobs, 
schlechter Löhne, Arbeitslosigkeit, Umweltzerstörung 
oder auch die Kriege, die auf unseren Kosten geführt 
werden. Der 1. Mai ist unser Tag, der Tag aller 
Ausgebeuteten und Unterdrückten. Kommt daher mit uns 

demonstrieren, 1. Mai, 10 Uhr, Platz der Vereinten 

Nationen.  


